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Privat statt Staat
(Beschränkung
staatlicher Tätig-
keit auf Kernauf-
gaben)
Senkung der
Staatsquote; Wett-
bewerbsgleichheit
zwischen öffentl.
und privaten Leis-
tungsträgern; Ab-
bau der Subventi-
onen (10 x 10),
Privatisierung von
öffentlichen Ein-
richtungen, wenn
sie nicht unmittel-
bar zur Erfüllung
von Hoheitsaufga-
ben notwendig
sind.

Es ist uns ein ehrli-
ches Anliegen,
hinderliche Büro-
kratie und innova-
tionshemmende
Vorgaben zu be-
seitigen. Aus die-
sem Grund unter-
stütze ich die
grundlegenden
Forderungen des
BVMW hinsichtlich
der Beschränkung
staatlicher Tätig-
keit. Gerade den
Grundsatz des
PPP hat die Union
im Bundestag mit
Nachdruck geför-
dert. Generell ist
der Staat in Zeiten
knapper Kassen
aufgefordert, Vo-
lumen und Art öf-
fentlicher Investiti-
onen zu überden-
ken, marktwirt-
schaftlich zu han-
deln und den Bau
neuer Infrastruktur
optimal zu be-
schleunigen.

Der Staat sollte nur
dort unterstützend
eingreifen, wo es
unbedingt nötig ist.
Unser langfristiges
Ziel ist, die Staats-
quote von knapp
50 auf unter 40
Prozent zurück zu
fahren. Dazu müs-
sen wir Subventio-
nen abbauen und
die Sozialsysteme
reformieren.

Zu den Leitlinien li-
beraler Politik ge-
hört die Beschrän-
kung des Staates
auf seine Kern-
kompetenzen. Lei-
der kommen in der
deutschen Politik
auf einen Liberalen
neun Verstaatli-
cher. Trotzdem ha-
ben sich Liberale in
den letzten Jahren
immer mehr Gehör
verschaffen kön-
nen. In mehreren
Landesregierungen
konnten wir in den
letzten Jahren
wichtige Schritte in
dieser Richtung
aushandeln. Mit
einer starken FDP
wollen wir in der
nächsten Bundes-
regierung weitere
Schritte folgen las-
sen.

Lassen Sie mich
vorweg sagen,
dass dieses „Erfur-
ter Manifest“ den 
Interessen des Mit-
telstands, der klei-
nen und mittleren
Unternehmen, die
Sie vorgeben zu
vertreten, kaum
entspricht. Tat-
sächlich handelt es
sich in weitesten
Teilen um ein
Sammelsurium zur
Zerschlagung be-
währter demokrati-
scher und öffentli-
cher Strukturen.
Konsequenz ist
nicht nur die Strei-
chung vieler öffent-
licher Aufträge,
sondern auch die
Beendigung eines
friedlichen, sozia-
len und gerechten
Miteinanders in
dieser Gesell-
schaft. Weiter wür-
den Konflikte und
Unfrieden von der
Fläche in die Be-
triebe hinein-
verlagert.

Die Finanzierungs-
probleme öffentli-
cher Haushalte, die
erheblichen Vorbe-
lastungen aus
Schuldendiensten,
das hohe Leis-
tungsniveau des
Staates und der
erhebliche Bedarf
an öffentlichen Inf-
rastrukturen zwin-
gen dazu, über die
derzeitige Arbeits-
teilung zwischen
Staat und Privat-
wirtschaft neu
nachzudenken. Ei-
ne Antwort auf die-
se Problemlage
bieten Öffentlich
Private Partner-
schaften (ÖPP).
Mit Öffentlich Pri-
vaten Partner-
schaften wird eine
dauerhafte, in bei-
derseitigem Vorteil
liegende, dem
Gemeinwohl die-
nende Kooperation
zwischen öffentli-
cher Hand und Pri-
vatwirtschaft ange-
strebt. Insofern
stellt ÖPP einen
wichtigen Baustein
zur Modernisierung
des Staates dar.
Weiter im An-
hang!!!

Ich teile Ihre Mei-
nung; allerdings
weiß ich als Mit-
glied des oberbay-
erischen Be-
zirkstages, dass
die Vermögenslage
der Öffentlichen
Hand und damit
deren Möglichkeit
zu investieren im-
mer geringer wird;
trotzdem brauchen
wir eine transpa-
rentere Struktur,
letztlich aber auch
eine kostengünsti-
gere

Staatliche Tätigkeit
auf ihre Kernauf-
gaben zu reduzie-
ren, ist eine popu-
läre Forderung. Es
gilt freilich zu defi-
nieren, was unter
den „Kernaufga-
ben“ zu verstehen
ist. Dazu zählen
ohne Zweifel inne-
re und äußere, a-
ber auch soziale
Sicherheit, Bildung
und das Verkehrs-
wesen. Privatisie-
rungen von Unter-
nehmen sind
grundsätzlich zu
begrüßen, müssen
aber mit Augen-
maß betrieben
werden. Sonst
kann sich der Zu-
stand der öffentli-
chen Infrastruktur
verschlechtern, an-
statt sich zu
verbessern; dies
war z.B. bei der
vollkommen miss-
lungenen Privati-
sierung von British
Rail in Großbritan-
nien zu beobach-
ten, die aufgrund
ihre völligen Schei-
terns jetzt wieder
rückgängig ge-
macht wird.
Weiter im Anhang

Nein, der Staat
muss handlungs-
fähig sein und blei-
ben; viele Aufga-
ben können jetzt
schon nicht mehr
ausreichend aus-
geübt werden. Da-
seinsvorsorge darf
nie privatisiert wer-
den, die Privatisie-
rung einst staatli-
che/öffentlicher Be-
triebe (Post, Bahn)
hat zu mehr Ar-
beitslosen,
schlechterem Ser-
vice und Verteue-
rung geführt. Aber
Abbau von Büro-
kratie und eine an-
dere Verteilung der
Steuerlast, so zum
Beispiel nicht Ent-
lastung der Kon-
zerne und Super-
reichen (durch
Wiedereinführung
Besteuerung von
Veräußerungsge-
winnen, internatio-
naler Steuer auf
Spekulationsge-
winne u.a), Sen-
kung der Steuerlast
für Selbständige,
Klein- und Mittelbe-
triebe, die als ein-
zeige Arbeitsplätze
schaffen
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Bürokratieabbau
jetzt (staatliche
Überregulierung
beseitigen)
Gesetze auf Fol-
gen für Mittelstand
überprüfen; Betrie-
be unter 20 Be-
schäftigten von
Pflichtstatistiken
befreien, Freigabe
der Ladenöff-
nungszeiten, Auf-
hebung von
Pflichtbeiträgen bei
Kammern und Be-
rufsgenossen-
schaften.

Auch in der Frage
des Bürokratieab-
baus sind wir uns
einig. Rot-Grün hat
es geschafft, den
deutschen Geset-
zesdschungel wei-
ter zu verdichten
und der Wirtschaft
notwendigen Raum
zur Entfaltung zu
rauben. Wir wollen
eine Überprüfung
der gesetzlichen
Vorgaben und ein
grundlegendes
Durchforsten dort,
wo Bürokratie re-
giert, unverhält-
nismäßige Be-
richtspflichten be-
stehen und EU-
Vorgaben übers
Maß hinaus umge-
setzt wurden. Dies
kann und wird im
engen Dialog mit
der Wirtschaft ge-
schehen.

Die FDP fordert ei-
nen Bürokratiekos-
ten-TÜV, mit dem
Ziel, neue Gesetze
und Vorschriften
auf ihre Kosten,
Auswirkungen auf
den Arbeitsmarkt
und Bürgerfreund-
lichkeit zu überprü-
fen. Der Vorschlag
des BVMW, alle
Gesetze nach drei
Jahren zu prüfen,
erinnert stark an
unser Anliegen,
Gesetze entweder
auf fünf Jahre zu
befristen oder nach
fünf Jahren auf ihre
Notwendigkeit zu
überprüfen. Über-
einstimmung sehe
ich zudem in der
Ablehnung des An-
tidiskriminierungs-
gesetzes –so weit
es über die Anfor-
derungen der Eu-
ropäischen Union
hinausgeht. Eine
Freigabe der La-
denöffnungszeiten
finde ich sinnvoll.
Ich könnte mir vor-
stellen, dass gera-
de in der Region
München die Fuss-
ball-WM 2005 idea-
le Chance für eine
Testphase böte.

Es genügt nicht im
Kleinen Bürokra-
tieabbau zu betrei-
ben. Wir müssen
viel
mutiger werden.
Die FDP tritt des-
halb z:B. für eine
grundlegende Re-
form des
Einkommensteuer-
rechts ein. Weniger
ist mehr. Dies sind
keine leeren
Visionen. Die FDP
hat als einzige Par-
tei einen vollstän-
dig ausgearbeite-
ten
Gesetzestext vor-
gelegt und auch
ein genaues Fi-
nanzierungskon-
zept
erarbeitet. Beides
ist auf www.fdp.de
abrufbar.

Die von Ihnen
weitgehend gefor-
derte Aufgabe von
Staat und Kommu-
nen bedingt eine
erhebliche weitere
Rückführung von
öffentlichen Aufträ-
gen –insbesonde-
re kommunaler Un-
terhaltungsmaß-
nahmen. Folge ist
eine Verschlechte-
rung beispiels-
weise des Schul-
angebots oder
auch eine Verteue-
rung der Kindergar-
tengebühren. Also
hier weniger statt
mehr Bildung. Die
Auftragsverluste
schädigen KUM in
erheblichem Maße.
Überdies beträgt
die Staatsquote –
anders als Sie an-
geben –nicht 49%,
sondern 46,9 %.
Dies aber nur zur
Vervollständigung
Ihrer zahlreichen
falschen Prämis-
sen.

Die rotgrüne Bun-
desregierung
macht mit Bürokra-
tieabbau, Deregu-
lierung und Verein-
fachung der Ver-
waltungsabläufe
endlich ernst. Sie
will damit die Wett-
bewerbsfähigkeit
der Unternehmen
stärken und zwar
besonders die der
kleinen und mittle-
ren Unternehmen.
Im Juli 2003 hat sie
das Strategiekon-
zept "Initiative Bü-
rokratieabbau"
verabschiedet, das
die Weichen für ei-
nen umfassenden
Bürokratieabbau in
Deutschland stellt.
Die Initiative kon-
zentriert sich auf 5
Handlungsfelder,
die für die Wettbe-
werbsfähigkeit des
Standortes
Deutschland und
die Entlastung der
Bürgerinnen und
Bürger besonders
wichtig sind: Ar-
beitsmarkt und
Selbständigkeit,
Wirtschaft und Mit-
telstand, For-
schung und Tech-
nologie, Zivilgesell-
schaft und Ehren-
amt, Dienstleistun-
gen und Bürger-
service.
Weiter im An-
hang!!!

In diesem Bereich
ist Differenzierung
notwendig; die
Grünen waren und
sind für einen er-
heblich umfangrei-
cheren Bürokratie-
und Subventions-
abbau und sind
damit an den bei-
den strukturkon-
servativen Groß-
parteien geschei-
tert; Ihre Vorschlä-
ge nach mehr Gut-
achten und Prü-
fungen würde wie-
derum mehr Büro-
kratie einführen;
das ADG ist eine
wichtige bürger-
rechtliche Errun-
genschaft und soll-
te nur unter Be-
rücksichtigung die-
ses Gesichtspunk-
tes auf den Prüf-
stand; grundsätz-
lich stehe ich aber
in Fragen des Bü-
rokratieabbaus auf
Ihrer Seite; zum
Beispiel bei der
Öffnung der La-
denöffnungszeit,
die mit städtebauli-
chen Maßnahmen
begleitet werden
muss, damit nicht
nur die Großen,
sondern auch die
Kleinen gewinnen

Die Beseitigung
überflüssiger oder
überholter Gesetze
ist zu begrüßen.
Als Rechtsanwalt
kenne ich die ü-
berbordende Fülle
von Normen, die
den Überblick für
den Einzelnen de
facto unmöglich
machen. Unter
dem Schlagwort
des „Bürokratieab-
baus“ darf aber 
kein Abbau von
Standards insbe-
sondere im Bereich
des Umweltschut-
zes betrieben wer-
den. Ein Beispiel:
Die von den Grü-
nen durchgesetz-
ten Restriktionen
von Bebauung in
hochwasserge-
fährdeten Gebieten
wurde seinerzeit
als „Bürokratismus“ 
gescholten. Bei
den jüngsten
Hochwassern hat
sich aber gezeigt,
wie sehr sich diese
Maßnahmen be-
währt haben.
Festzuhalten bleibt,
dass die Verwal-
tung in Deutsch-
land ganz über-
wiegend Länder-
sache ist. Verwal-
tungsvorschriften
sind also nur durch
die Länder, nicht
durch den Bund zu
entschlacken.

Ja, wir sind für
Förderung und
Einbeziehung des
Mittelstandes, der
noch als einziger
qualifizierte Ar-
beitsplätze in
Deutschland
schafft. Die Kon-
zerne bauen Ar-
beitsplätze ab.
Die bestehende
Ladenschlußrege-
lung reicht aus.
Sonntag soll ge-
schlossen bleiben.
Die Arbeitszeiten
müssen für die Be-
schäftigten men-
schenwürdig sein.
Den kleinen La-
denbesitzern nützt
eine Freigabe der
Öffnungszeiten gar
nichts.
Reduzierung der
Mitteilungspflich-
ten. Entbürokrati-
sierung; Die IHKs
sollen reformiert
werden, aus mei-
ner eigenen Erfah-
rung kommt vieles,
was die IHKs ma-
chen (Ausbildun-
gen etc.) dem Mit-
telstand zugute.
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Steuerreform (Be-
triebe und Bürger
entlasten, Steuer-
system vereinfa-
chen
Radikale Vereinfa-
chung: Nur noch
zwei Steuerarten,
Einheitssteuersatz
25 Prozent. Kapi-
tal- und Personen-
gesellschaften ein-
heitlich besteuern;
Erbschaftsteuer bei
Firmenerhalt über
zehn Jahre auf
Null; Abbau Steu-
ervergünstigungen

Grundlegend
durchforsten wollen
wir auch den Be-
reich der Steuern.
Hier plant die Uni-
on in mehreren
Schritten eine radi-
kale Vereinfa-
chung, Entschla-
ckung und gerech-
tere Ausgestaltung
des Steuersys-
tems. Dies kommt
auch in der Beru-
fung von Prof. Paul
Kirchhoff für das
Kompetenzteam
der Union zum
Ausdruck. Dieser
Reformmut stärkt
unser Land im glo-
balen wirtschaftli-
chen Wettbewerb.

Steuergerechtigkeit
und -vereinfachung
ist auch eines der
zentralen Anliegen
der FDP. Wir wol-
len Steuerschlupf-
löcher schließen
und mit niedrigen
Steuersätzen
Wachstum und In-
vestitionen in
Deutschland för-
dern. Unterneh-
men, ob Kapitalge-
sellschaft oder Per-
sonenunterneh-
men, sollten maxi-
mal 25 Prozent an
den Staat abfüh-
ren. Auch hier ent-
sprechen die For-
derungen des
BVMW unserem
Programm. Die
Gewerbesteuer
wollen wir abschaf-
fen, weil sie den
Mittelstand zu stark
belastet. Die Erb-
schaftsteuer auf
Betriebsvermögen
soll bei Fortführung
des Unternehmens
jedes Jahr um 10
Prozent reduziert.
Alles in allem wol-
len wir kleine &
mittlere Unterneh-
men erheblich ent-
lasten. Die deut-
sche Wirtschaft
muss wieder für
den intern. Wett-
bewerb fit gemacht
werden. Davon
profitieren auch die
Arbeitnehmer.

In der Grundaus-
sage sind wir mit
dem Bundesver-
band mittelständi-
sche
Wirtschaft einig.
Aber wir wollen
schneller und deut-
licher zum Ziel. Um
mit
Hermann Otto
Solms zu reden:
Das muss inner-
halb der ersten
beiden Jahren
nach der Bundes-
tagswahl umge-
setzt werden. An-
dernfalls bleiben
wir mit der
Steuerreform un-
terwegs im Politik-
getriebe stecken.
Die Weltwirtschaft
wartet nicht.

2005 wurden histo-
rische Tiefstände
bei den Steuersät-
zen (Vergleich je-
weils 1998 bis
2005) erreicht:
Einkommensteuer:
Spitzensteuersatz
von 53 auf 42%,
Eingangssteuer-
satz von 25,9% auf
15%, Anhebung
des Grundfreibe-
trages von 6.322 € 
auf 7.664€,
Körperschaftsteu-
er: von 45% auf
25%.
Dazu vor allem:
pauschale Anrech-
nung der Gewer-
besteuer auf die
Einkommensteuer-
schuld, was dazu
führt, dass faktisch
der Mittelstand kei-
ne Gewerbesteuer
mehr zahlt.
Das Gesamtentlas-
tungsvolumen für
den Mittelstand von
17 Milliarden € 
stärkt die Eigenmit-
telbasis der Unter-
nehmen. Die Ent-
lastung für Privat-
haushalte in Höhe
von 47,3 Mrd. € 
stärkt die Massen-
kaufkraft und die
stützt damit die pri-
vate Konsumnach-
frage. Beides
kommt vor allem
dem Mittelstand
zugute. Weiter im
Anhang!!!

Die von Ihnen vor-
gegebene Rich-
tung stimmt, an
fast allen Unter-
punkten wird ja
schon gearbeitet;
insbesondere beim
Subventionsabbau
bin ich Ihrer Mei-
nung

Die Grünen halten
am linear-
progressiven Steu-
ertarif fest. Ein Stu-
fenmodell, wie es
Union und FDP
fordern, ist leis-
tungsfeindlich, weil
an den Rändern
der Stufen große
Tarifsprünge ent-
stehen. Ein zusätz-
lich verdienter Euro
wird dann gleich
mit 10 Prozent-
punkten mehr be-
steuert.
Außerdem benach-
teiligt dieses Sys-
tem gerade den
Mittelstand, weil
dieser mit dem
Wegfall seiner Ab-
schreibungsmög-
lichkeiten die
Steuerentlastung
für die Großkon-
zerne bezahlt.

25% sind zu wenig.
Besteuerung nach
Gewinn und Ein-
kommen, Entlas-
tung der unteren,
stärkre Belastung
der oberen Ein-
kommen. Vermö-
genssteuer, Erb-
schaftssteuer, Spit-
zensteuersatz:
Deutschland liegt
bei der Steuerquo-
te schon jetzt im
unteren Bereich in
der EU, Reiche
und Superreiche
müssen mehr zur
Kasse gebeten
werden. Steuer-
freibeträge sollten
bei Existenzgrün-
dung besser zu-
gunsten der Exis-
tenzgründer gere-
gelt werden. Beim
Subventionsabbau
keine Rasenmä-
her-Methode, son-
dern ausgewählte
Subventionen und
Steuervergünsti-
gungen schrittwei-
se abbauen.
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Arbeitsmarkt ent-
fesseln (Rahmen-
bedingungen für
mehr Beschäfti-
gung)
Betriebliche Bünd-
nisse statt Flächen-
tarif; Vermittlung
von Arbeitslosen
nur durch Kommu-
nen; Kündigungs-
schutz und Mitbe-
stimmung erst ab
20 Beschäftigten;
Jahresarbeitszeit-
konten; Löhne an
Unternehmensent-
wicklung koppeln

Vorfahrt für Arbeit
– diesem Grund-
satz entsprechend,
finden sich im Re-
gierungsprogramm
der Union zahlrei-
che Maßnahmen
zur Förderung
und Flexibilisie-
rung des Ar-
beitsmarktes. Un-
ter anderem sen-
ken wir gezielt die
Lohnzusatzkosten,
sichern betriebliche
Beschäftigungs-
bündnisse rechtlich
ab und lockern den
Kündigungsschutz
bei Neueinstellun-
gen. Langzeitar-
beitslose sollen zu-
künftig für 10 % un-
ter Tariflohn einge-
stellt werden kön-
nen. All das zu-
sammen schafft
Arbeitsplätze

Die FDP will das
Tarifkartell aufbre-
chen und betriebli-
che Bündnisse für
Arbeit ermöglichen.
Die Mitarbeiter wis-
sen am besten,
was für den Betrieb
und den Erhalt von
Arbeitsplätzen gut
ist. Wenn sich 75
Prozent der Beleg-
schaft anders ent-
scheiden als Ge-
werkschafts-
Funktionäre, sollte
man ihre Entschei-
dung respektieren,
statt die Arbeit-
nehmer zu ent-
mündigen.
Den Schutz vor
willkürlichen Kün-
digungen regelt
das Bürgerliche
Gesetzbuch. Der
darüber hinausge-
hende Kündi-
gungsschutz ist vor
allem für kleine Un-
ternehmen ein Ein-
stellungshemmnis.
Unserer Ansicht
nach soll das Kün-
digungsschutzge-
setz erst ab 50
Mitarbeitern im Be-
trieb gelten und
vier Jahre nach
Beginn des Ar-
beitsverhältnisses
einsetzen.
Weiter im An-
hang!!!

"Wirtschaft wird in
der Wirtschaft ge-
macht" hat Günther
Rexrodt einmal
gesagt. Die Ent-
scheidungen über
die Zukunft eines
Betriebes müssen
dort
getroffen werden,
wo sie erforderlich
sind: im Betrieb.
Wenn die Masse
aller Arbeitsge-
richtsprozesse nur
noch das Aushan-
deln von Abfindun-
gen sind,
dann sollten diese
besser gleich im
Arbeitsvertrag ge-
regelt werden, wie
in
einem guten Ehe-
vertrag. Das ent-
lastet alle, auch die
Gerichte.

Die Wirtschaft, ins-
besondere kleine
und mittlere Unter-
nehmen, profitieren
in erheblicher Wei-
se von sozialem
Frieden. Grundlage
ist hierfür die Absi-
cherung von Le-
bensrisiken wie Ar-
beitslosigkeit und
Krankheit, eine Al-
tersversorgung, ein
solides Tarifsystem
und Mitbestim-
mungs- wie Arbeit-
nehmerschutzrech-
te. Dies unter-
scheidet uns –nur
nebenbei bemerkt
–vom Frühkapita-
lismus oder der
Sklavenhalterge-
sellschaft.

Flexibilisierung des
Arbeitsrechts -
Kündigungsschutz
- befristete Be-
schäftigung:
Von Tarifverträgen
lassen wir die Fin-
ger. Das ist Aufga-
be der Tarifpartei-
en. Der Schutz vor
Kündigung, faire
Befristungsregeln,
das Recht auf
Wahl betrieblicher
Interessen-
vertreterinnen und
Interessenvertreter
sowie ein moder-
ner Arbeitsschutz
gehören zu den
unverzichtbaren
Arbeitnehmerrech-
ten. Für diese
Rechte treten wir
ein. Diese Rechte
garantiert nur eine
sozialdemokrati-
sche Bundesregie-
rung. Unser Land
braucht selbstbe-
wusste Arbeitneh-
merinnen und Ar-
beitnehmer, deren
Antrieb der Wille
zum Anpacken und
nicht die Angst vor
Heuern und Feu-
ern sein muss. Die
von Union und
FDP gewollte weit-
gehende Abschaf-
fung des Kündi-
gungsschutzes
wird es mit uns
nicht geben.
Weiter im An-
hang!!!

Auch hier ist Diffe-
renzierung not-
wendig; Betriebsrä-
tInnen vor allem
kleinerer und mitt-
lerer Unternehmen
dürfen nicht zum
Spielball der Tarif-
verhandlungen, al-
so „erpressbar“ 
werden; Tarifrecht
ist Verfassungsauf-
trag und erhält den
sozialen Frieden;
trotzdem sollten
kleinere Schritte
möglich sein, zum
Beispiel bei einer
Verfeinerung des
Kündigungsschut-
zes, der eine klar
formulierte Abfin-
dungsregelung be-
inhaltet sowie be-
stimmte Bevölke-
rungsgruppen wei-
terhin schützt

Mehr Beschäfti-
gung entsteht nicht
durch weniger
Kündigungsschutz.
Es gibt keine wis-
senschaftliche Stu-
die, die das Ge-
genteil bestätigen
würde. Betriebsräte
sind wichtige An-
sprechpartner der
Geschäftsleitung
gerade in größeren
Betrieben.
In Deutschland
sind nicht die Löh-
ne zu hoch, son-
dern die Lohnne-
benkosten. Daher
wollen die grünen
im unteren Lohn-
segment die Lohn-
nebenkosten be-
zuschussen, damit
diese Beschäfti-
gungsverhältnisse
überhaupt erst
wieder für Arbeit-
geber und Arbeit-
nehmer attraktiv
werden.

Tarifautonomie er-
halten. Bessere
gesetzliche Rege-
lungen, zum Bei-
spiel Einführung
eines gesetzlichen
Mindestlohnes von
1400€ brutto (ca. 
1.000€ netto, ist 
die Pfändungs-
grenze); Erhaltung,
Ausbau der Mitbe-
stimmung in Groß-
betrieben. Im übri-
gen ist die Tarifho-
heit im Grundge-
setz zu Recht fest-
geschrieben. Keine
Abschaffung des
Kündigungsschut-
zes. Jeder Arbeit-
nehmer braucht Pla-
nungssicherheit,
auch in kleinen Un-
ternehmen, das
stärkt den Konsum
& führt zur notwen-
digen Entwicklung
des Binnenmark-
tes. Wir lehnen ei-
ne Rückkehr in
frühkapitalistische
Verhältnisse auch
in Kleinbetrieben
konsequent ab; wir
sind gegen eine
Ausdehnung der
Wochen- & Leben-
sarbeitszeit/Herauf-
setzung des Ren-
tenalters, etc.), das
baut Arbeitsplätze
ab, statt neue zu
schaffen. Arbeits-
zeitverkürzung
führt zum Abbau
von Arbeitslosigk.
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Soziale Sicherung
(Sozialsysteme
zukunftsfähig
machen)
Mehr Eigenverant-
wortung bei Alters-
und Gesundheits-
vorsorge; Abschlä-
ge bei Rente vor
65; Rentenbeiträge
auch von Politi-
kern, Beamten und
Selbständigen;
bessere Rahmen-
bedingungen für
eine kinderfreundli-
che Familienpolitik

Sozial ist, was Ar-
beit schafft – ge-
mäß diesem
Grundsatz schaffen
wir die wirtschaftli-
chen Grundlagen,
um die soziale Si-
cherheit in unse-
rem Land nachhal-
tig zu gestalten.
Wir reformieren
unser Gesund-
heitssystem grund-
legend und stellen
die Rentenversi-
cherung auf eine
neue, zweigleisige
Basis. Die Beiträge
zur Arbeitslosen-
versicherung wer-
den um zwei Pro-
zentpunkte ge-
senkt.

Wir fordern auch
eine Verlängerung
der Lebensarbeits-
zeit, orientieren
uns dabei aber
nicht an einem
Rentenbeginn mit
65 sondern an 45
Jahren Beitrags-
zahlung für die
Rentenversiche-
rung. Dazu will die
FDP das Berufs-
eintrittsalter sen-
ken: durch zwölf
Schuljahre bis zum
Abitur, Aussetzung
der Wehrpflicht,
flexiblere Einschu-
lung und kürzere
Ausbildungszeiten.
Wer mit 60 in Ren-
te geht & noch kei-
ne 45 Jahre einge-
zahlt hat, zahlt hö-
here Abschläge.
Mit der Forderung,
Politiker, Beamte
und Selbständige
in den Kreis der
Beitragszahler zur
gesetzlichen Ren-
tenversicherung
einzubeziehen,
stimme ich nicht
überein. Mit der
Zahl der Beitrags-
zahler steigen
auch die Ausga-
ben. Insgesamt
würden die demo-
graphisch beding-
ten Probleme der
Rentenversiche-
rung nur verschärft.
Weiter im An-
hang!!!

Eine Reform der
sozialen Siche-
rungssysteme ist
sicher erforderlich.
Eine
Einbeziehung neu-
er Gruppen in die
gesetzliche Ren-
tenversicherung
ohne ein
Gesamtkonzept ist
sehr kritisch. Damit
würden neue An-
sprüche geschaf-
fen,
die ausgerechnet
dann (ca. 2025-
2040) geltend ge-
macht werden,
wenn die
gesetzliche Ren-
tenversicherung
aufgrund der de-
mografischen Ent-
wicklung sich
in ihrer schwierigs-
ten Phase befindet.
Ziel muss es sein,
dass eine
gesetzliche Basis-
rente ein Teil ne-
ben der betriebli-
chen und privaten
Altersvorsorge ist.
Der heutige domi-
nierende Anteil der
gesetzlichen Rente
von 80% an der Al-
tersvorsorge ist viel
zu hoch und allein
schon ein Problem.

Erfreulicherweise
ist die Bundesre-
publik Deutschland
ein sozialer
Rechtsstaat, der
insbesondere die
Koalitionsfreiheit
als Grundrecht ga-
rantiert. Ihre Forde-
rungen sind daher
glatt verfassungs-
widrig, so dass sich
eine zeitintensivere
Debatte hierüber
kaum lohnt. Loh-
nen würde sich al-
lerdings eine De-
batte um ethische
und soziale Ver-
antwortung von
Unternehmen. Ich
weiß, dass die
meisten Unter-
nehmer hier über
das entsprechende
Verantwortungs-
bewusstsein verfü-
gen und daher Ihre
Forderungen eben-
falls nicht teilen.
Gehen Sie also bit-
te nicht davon aus,
dass –wenn offen-
sichtlich Ihr Welt-
bild nicht von so-
zialen Gedanken
getrübt ist –dieje-
nigen, die Sie vor-
geben zu vertreten,
genauso denken.
Im Gegenteil: Sie
schaden dem Ruf
der oft auch sozial
engagierten Selb-
ständigen in der
Öffentlichkeit. Wei-
ter im Anhang!!!

Sie behaupten, wir
hätten die höchs-
ten Lohnststück-
kosten der Welt.
Das ist falsch. Sie
beschweren sich
auch über die
Frühverrentungen.
Da haben sie wie-
der was verwech-
selt: Das war unter
Helmut Kohl. Sie
tun so, als gäbe es
keine Agenda
2010.
Wir haben uns der
Herausforderung,
sozial gerechte Po-
litik neu zu gestal-
ten, gestellt. Dazu
gehört die Gerech-
tigkeit zwischen
den Generationen
ebenso wie die
Stärkung der sozia-
len Integration. Be-
zugspunkt sozial
gerechter Politik ist
für uns die Schaf-
fung sozialer und
ökonomischer Teil-
habe- und Verwirk-
lichungschancen
für alle Mitglieder
der Gesellschaft.
Die Rente - ver-
lässlich für die Älte-
ren, bezahlbar für
die Jüngeren
Die gesetzliche Al-
terssicherung bleibt
die tragende Säule
der Altersversor-
gung für alle. Wei-
ter im Anhang!!!

Ihre Formulierung
folgen der richtigen
Tendenz, sind aber
im Detail schwierig;
folgen etwa „verur-
sachungsgerechte
Beiträge“ dem 
Konzept der FDP,
dass Krankheit
gleich Krankheit
und eine Kranken-
versicherung kein
Solidarsystem
mehr ist – dann
nicht, unser Kon-
zept heißt Bürger-
versicherung; auch
„massive Kürzun-
gen“ vor 65 gehen
am Problem vorbei,
weil Menschen
meist wegen Be-
hinderungen oder
Krankheiten früher
in Rente gehen –
die Rente wegen
Nichtvermittelbar-
keit haben wir ab-
geschafft (mit Ver-
trauensschutz);
den Arbeitgeberan-
teil wollen wir bei
6,5 Prozent einfrie-
ren – ansonsten
folge ich Ihren
Punkten im Grund-
tenor

Die sozialen Siche-
rungssysteme
müssen grundle-
gend reformiert, die
Eigenverantwor-
tung gestärkt wer-
den. Mit der Bür-
gerversicherung
wollen die Grünen
den Kollaps der
gesetzlichen Kran-
kenversicherung
verhindern. Auch
Beamte, Selbstän-
dige, Besserver-
dienende und Ab-
geordnete sollen
einbezogne wer-
den.
Bei der Rente wird
es aufgrund der
ungünstigen de-
mographischen
Entwicklung lang-
fristig zu einer Ab-
senkung des Leis-
tungsniveaus
kommen. Daher ist
gerade auf diesem
Gebiet die private
Eigenvorsorge be-
sonders zu unter-
stützen.

Keine Finanzierung
versicherungsfrem-
der Leistungen aus
der Rentenkasse.
Private Altersvor-
sorge immer nur
zusätzliche zur ge-
setzlichen, paritä-
tisch von Arbeitge-
bern & finanzierten.
Festhalten am pari-
tätisch von Arbeit-
gebern & Arbeit-
nehmern finanzier-
ten Rentensystem.
Für erwerbsunfähi-
ge Menschen ohne
ausreichende Ren-
te u.a. fordern wir
eine die Existenz
ermöglichende
Grundsicherung;
Elterngeld muss so
gestaltet werden,
dass auch mehr
Männer dies wahr-
nehmen. Kinder
dürfen für die jun-
gen qualifizierten
Frauen, die wir in
der Wirtschaft drin-
gend brauchen,
kein Karriereknick
bedeuten. D´land
ist im Vergleich zu
anderen europäi-
schen Ländern völ-
lig hintendran in
der Entwicklung.
Investitionen in KI-
TAgesstätten, Kin-
dergärten, Bil-
dungschancen er-
halten den Stand-
ort D´-land, und
schaffen auch Ar-
beitsplätze.
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Innovationsblo-
ckaden beseitigen
(Konzentration
auf neue Techno-
logien)
Freiheit und lang-
fristige Sicherheit
für die Forschung;
Beschleunigung
von Zulassungs-
verfahren für
marktfähige Pro-
dukte und Dienst-
leistungen; Verein-
fachung von För-
dervorhaben in der
Forschung

Neue Technolo-
gien sind ein
Schlüsselfaktor
nachhaltigen
Wachstums für
Deutschland und
Grundlage zahlrei-
cher mittelständi-
scher Unterneh-
men. Aus diesem
Grund bekennt sich
die Union aus-
drücklich zur För-
derung dieses
Wirtschaftsberei-
ches – gerade
auch im Bereich
moderner Biotech-
nologie. Wir wollen
eine vorurteilsfreie
Förderung moder-
ner Technologien.

Forschung und
Entwicklung wer-
den Kernthemen
einer Bundesregie-
rung mit FDP-
Beteiligung sein.
Wir wollen ermögli-
chen, dass For-
schungsergebnisse
unbürokratisch und
schnell in Produkte
umgesetzt, ange-
wendet, patentiert
und publiziert wer-
den.

Die Forderungen
nach mehr Freiheit
für die Forschung
unterstützt die FDP
ausdrücklich. Eine
Konzentration auf
neue Technologien
wäre gerade in
Deutschland aber
falsch. Gerade "al-
te" Branchen erhal-
ten durch nicht
zuletzt durch neue
Technologien aber
auch neue Marke-
ting- und
Organisationsfor-
men gerade in
Deutschland neue
Chancen. Dann
lassen sich
auch schon fast
aufgegebene
Branchen wie zum
Beispiel die Textil-
industrie
am deutschen
Standort wieder e-
tablieren.

Zusammengefasst:
Sie wollen soziale
Sicherheit weitge-
hend beseitigen,
Konflikte in die Be-
triebe hineinverla-
gern und öffentli-
che Aufträge un-
möglich machen
sowie Bildung zu-
rückführen. Sie
schaden damit die-
sem Land und
auch den Unter-
nehmen. Dies ist
daher keine seriö-
se Debatte, eher
Zeitverschwen-
dung.

Die neue Mit-
telstandsbank der
KfW hat im Auftrag
der Bundesregie-
rung ihr Förderan-
gebot erweitert;
von der klassi-
schen Kreditfinan-
zierung (wie das
ERP-
Existenzgrün-
dungs-programm
oder das ERP-
Innovationspro-
gramm) zur Beteili-
gungsfinanzierung
(wie z.B. KfW-
Risikokapitalpro-
gramm oder das
Beteiligungskapi-
talprogramm für
kleine Technologie-
Unternehmen) und
als Zwischenform
die sogenannte
Mezzanine-
Finanzierung wie
das ERP-
Gründungskapital-
Programm. Ziel ist
es, die Eigenkapi-
talschwäche der
kleinen und mittle-
ren Unternehmen
zu überwinden und
damit ihre Innova-
tionsfähigkeit zu
stärken.
Weiter im An-
hang!!!

Hier werden ande-
re grüne Direkt-
kandidatInnen aus-
führlich antworten;
mein Ansatz beruht
auf einer Studie
von McKinsey –
danach schafft ein
ins Ausland verla-
gerter Arbeitsplatz
zwei neue in
Deutschland, aller-
dings ausschließ-
lich im Bereich
Forschung und
Entwicklung; im
Bildungsbereich
liegt die größte po-
litische Herausfor-
derung - deshalb
hat die Bundesre-
gierung bereits
2002 eine umfang-
reiches Bildungs-
programm auf den
Weg gebracht; ich
darf in diesem Zu-
sammenhang noch
erwähnen, dass
die genannte Her-
ausforderung alle
Bevölkerungs-
schichten betrifft,
also auch die
schlechten berufli-
chen Aussichten
von Hauptschulab-
gängerInnen

Deutschland hat
nur einen wesentli-
chen Rohstoff:
Geist. Wir müssen
technologisch an
der Spitze stehen,
um international
wettbewerbsfähig
zu bleiben. Die
Grünen setzen auf
Forschung und In-
novation. Neue
Technologien ge-
rade im Umweltbe-
reich tragen dazu
bei, dass wir auf
diesen Gebieten
unangefochten
Weltmarktführer
sind.

Gentechnologie,
Atom etc. lehnen
wir ab, es handelt
sich nicht um irrati-
onale, sondern
sehr begründete
Ängste bzw. Ab-
lehnung durch Be-
völkerung und Tei-
le der Politik. In-
vestitionen in For-
schung für den ö-
kologischen Um-
bau der Gesell-
schaft sollen Vor-
rang haben. Zum
Beispiel auch For-
schung für Risiko-
vermeidung bei
den zunehmenden
Umweltkatastro-
phen, Frühwarn-
systeme, Umsteu-
ern auf regenerati-
ve Energien etc.
Das hilft auch der
Ökonomie, wie wir
zur Zeit am ständig
steigenden Rohöl-
und Benzinpreis
sehen können.
Entwicklung ande-
rer Treibstoffe, weg
von Atom und Erd-
öl.
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Energie und Um-
welt (Nachhaltig
wirtschaften - na-
türliche Lebens-
grundlagen
schützen)
Preisdiktat des E-
nergie-Oligopols
brechen; Förde-
rung regenerativer
Energien; freiwillige
Anreize für betrieb-
lichen Umwelt-
schutz schaffen,
Privilegierung von
KMU mit Ökoaudit
bei Auftragsverga-
be

Erfolgreicher Um-
weltschutz ent-
spricht dem Prinzip
der Nachhaltigkeit
und weiß damit ö-
kologische, öko-
nomische und so-
ziale Interessen
gleichberechtigt zu
behandeln. Diesem
Grundsatz werden
wir uns wieder neu
widmen und die
Wende hin zu einer
Vereinbarkeit von
Wirtschaft, Wachs-
tum und Umwelt-
schutz erreichen.
Das Regierungs-
programm bietet
dafür zahlreiche
Ansätze, die auch
den Mittelstand
entlasten.

Die FDP will Stein-
kohle-
Subventionen ab-
bauen und setzt
auf einen breiten
Energiemix. Er-
neuerbare Ener-
gien müssen stär-
ker erforscht und
genutzt werden.
Zugleich fordern
wir, dass Markt und
Wettbewerb auch
auf dem Energie-
sektor greifen.

Wir brauchen mehr
Wettbewerb auch
bei neuen Ener-
giequellen. Die
heutige
Bundesregierung
macht aus ideolo-
gischen Gründen
Unterschiede und
vergisst,
dass auch Geld ei-
ne Ressource, mit
der effizient gewirt-
schaftet werden
muss. Die beste
"Quelle" ist und
bleibt das Energie-
sparen.

Mit dem Erneuer-
baren-Energien-
Gesetz (EEG) ha-
ben wir das Strom-
einspeisungsge-
setz als Erneuerba-
res- Energien-
Gesetz weiterent-
wickelt. Damit wur-
de eine rasante
Entwicklung in der
Erneuerbaren E-
nergienbranche ini-
tiiert. Nach einer
Novellierung im
Frühsommer 2004
entwickelte sich
das Gesetz zu ei-
nem Exportschla-
ger. Kein anderes
System der Welt
funktioniert so her-
vorragend, dass
Elemente in 16 EU-
Länder, außerdem
Brasilien, Spanien,
Kalifornien und so-
gar China über-
nommen wurden.
Weiter im An-
hang!!!

Siehe bitte die bei-
liegende Datei:
Stellungnahme
Bundestagsfraktion
der Grünen Jochen
Hake.doc

Nur wer nachhaltig
wirtschaftet, sichert
langfristig Arbeits-
plätze. In einer
zerstörten Umwelt
kann auch die Wirt-
schaft nicht gedei-
hen.
Der Klimawandel
muss gestoppt
werden. Wir sehen
an der Hurricane-
Katastrophe in den
USA, wie verhee-
rend die Folgen
der Erderwärmung
sind. Die Grünen
setzen daher auf
den Ausstieg aus
der Atomkraft und
den Ausbau der
erneuerbaren E-
nergien. Das bringt
uns technologisch
an die Spitze und
hat allein in den
letzten 6 Jahren
200 000 neue Ar-
beitsplätze ge-
schaffen.

Zusammenfas-
send: Sehr viel
Übereinstimmung
(V.K.)



BVMW MdB Gerda
Hasselfeldt (CSU)

Julika Sandt
(F.D.P.)

Dr. Annette
Bulfon (F.D.P.)

Peter Falk
(SPD)

MdB Dr.
Axel Berg (SPD)

Stefan Boes
(Die Grünen)

Markus Rainer
(Die Grünen)

Lili Schlumberger-
Dogu (Die Linke)

Praxisnahe Aus-
bildung (Schule
muss Grundstein
für den Beruf le-
gen)
Wirtschaftskunde
ab der 5. Klasse;
Priorisierung der
Kernkompetenzen;
mehr Praktika in
Unternehmen; För-
derung von beson-
ders Begabten

Bildung ist der
wertvollste Roh-
stoff unseres Lan-
des –und wir wol-
len ihn durch erst-
klassige Bildungs-
systeme fördern.
Deshalb werden
wir unsere Politik –
in Zusammenarbeit
mit den für Bil-
dungspolitik zu-
ständigen Ländern
- so gestalten, dass
sie junge Men-
schen dort fordert,
wo es notwendig
ist und sie dort för-
dert, wo es möglich
ist. Das zusammen
ergibt eine gute
Grundlage für mehr
Bildung, mehr Wis-
sen und damit
auch mehr Per-
spektiven junger
Menschen in
Deutschland. Der
Mittelstand kann an
dieser „Bildungsof-
fensive“ beteiligt 
werden und den
Brückenschlag zur
Praxis unterstüt-
zen.

Die innovativen
Forderungen des
BVMW für eine
praxisnahe Ausbil-
dung kann ich nur
befürworten. Eine
Verbesserung der
Bildungschancen
in allen sozialen
Schichten hat für
mich hohe Priorität.
Die FDP hat hier-
zu, wie ich finde,
hervorragende
Konzepte vorge-
legt. Beispielswei-
se sollen Kinder im
vierten Lebensjahr
einen Sprachtest
absolvieren. Ab
fünf gibt es ein
verpflichtendes
Vorschuljahr. In
dieser so genann-
ten Starterklasse
werden die Kinder
spielerisch ans
Lernen herange-
führt. Wer beim
Sprachtest
schlecht abge-
schnitten hat, be-
kommt zusätzli-
chen Förderunter-
richt. So starten
auch Kinder aus
Migrantenfamilien
mit guten Perspek-
tiven in die Schule.
Begabte haben die
Möglichkeit, die
Starterklasse zu
überspringen.

Viele Gruppen for-
dern für Ihren Be-
reich ein entspre-
chendes Schul-
fach. Ein weitere
Fach "Wirtschafts-
kunde" halten wir
deshalb für kaum
realisierbar, so in-
teressant und wich-
tig es ist. Wir wä-
ren schon froh,
wenn alle Schüler
lesen, schreiben
und rechnen auf
hohem Niveau
könnten. Auch hier
gilt: Unterricht wird
im Unterricht ge-
macht. Wir müssen
uns auf eine stän-
dige Verbesserung
der Unterrichtsqua-
lität konzentrieren.
Die ideologischen
Debatten über
Schulstrukturen
dagegen haben
mehr geschadet
als genutzt.

Gerade kleine und
mittlere Unterneh-
men sind auf eine
breite, öffentlich
geförderte Infra-
struktur der Be-
rufsausbildung,
insbesondere auch
im Dualen System,
angewiesen. An-
gesichts nachlas-
sender Eigenakti-
viäten der Unter-
nehmen sehen
sich Politik und
Staat herausgefor-
dert.
Im „Nationalen 
Pakt für Ausbildung
und Fachkräfte-
nachwuchs in
Deutschland“ der 
Bundesregierung
mit den Spitzen-
verbänden der
deutschen Wirt-
schaft haben sich
die Paktteilnehmer
verpflichtet, allen
ausbildungswilligen
und ausbildungs-
fähigen jungen
Menschen ein An-
gebot für eine
Ausbildung zu un-
terbreiten. Der
Ausbildungspakt
hat sich bewährt
und wird fortge-
setzt.
Weiter im An-
hang!!!

Siehe bitte die bei-
liegende Datei:
Stellungnahme
Bundestagsfraktion
der Grünen Jochen
Hake.doc

Die Schule bereitet
gerade in den
Hauptschulen nur
unzureichend auf
den Beruf vor. Es
fehlt an qualifizier-
ten Auszubilden-
den. Die Haupt-
schule ist zur Rest-
schule verkommen.
Die Grünen wollen
daher mit der Ein-
führung des ge-
meinsamen Unter-
richts bis zum 9.
Schuljahr das
Lernniveau allge-
mein heben. In
Ländern wie Finn-
land hat die Ge-
samtschule zu
Spitzenplätzen in
der PISA-Studie
geführt.

Schaffung einer
nicht dreigliedrigen,
sondern gemein-
samen Schule
mindestens 6, bes-
ser 8 Jahre lang,
dann Gymnasium
und Realschule
etc. So wie in vie-
len europäischen
Ländern, die auch
bei PISA besser
abschneiden. Kein
Schulsystem siebt
so sozial aus wie
das deutsche, so
werden Schüler
ohne Zukunft in der
Hauptschule pro-
duziert; Keine Ver-
beamtung der Leh-
rer, Möglichkeit für
Praktiker, Wirt-
schaftslehrer zu
werden, für Lehrer,
wieder in die Wirt-
schaft zu gehen
etc;
Aufnahme der
Möglichkeiten von
Existenzgründun-
gen in den Lehr-
und Ausbildungs-
plan.
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Bildungsoffensive
an Hochschulen
(Mehr Wettbewerb
und Selbstver-
antwortung)
Bundesweite Bil-
dungsstandards;
Wirtschaft und Bil-
dung enger ver-
zahnen; Einfüh-
rung von Studien-
gebühren bei fi-
nanzieller Selbst-
verantwortung der
Hochschulen; Öff-
nung der Hoch-
schulen für Leh-
rende aus der Pra-
xis

Die Hochschulen
in Deutschland
müssen weiter ge-
fördert, ihr System
–wiederum in Ko-
operation mit den
Ländern – weiter
modernisiert wer-
den. Studienge-
bühren dürfen kein
Tabu sein, da sie
einen wertvollen
Beitrag zur Finan-
zierung unseres
Bildungssystems
leisten. Wir brau-
chen einheitliche
Bildungsstandards
auf hohem Niveau
und einen engen
Dialog von Lehr-
stühlen und Wirt-
schaft.

Für Deutschland ist
Bildung der wirk-
samste Hebel, um
den Arbeitsmarkt
aus der Schieflage
zu bringen. Bund
und Länder sollten
den Schulen zwar
viele Freiheiten
lassen. Trotzdem
sollte es für jede
Jahrgangsstufe
vergleichbare
Standards geben.
Wer von den Eltern
im Job Mobilität
verlangt, darf den
Kindern keine Bil-
dungs-Blockaden
in den Weg stellen.
Wir fordern kleine-
re Klassen und
Hochschul-
Autonomie. Stu-
diengebühren sind
ein Anreiz das Stu-
dium nicht unnötig
in die Länge zu
ziehen. Gleichzeitig
werden sich die
Universitäten bes-
ser um ihre Stu-
denten kümmern,
wenn sie sie als
Kunden begreifen.
Voraussetzung für
die Studiengebühr
sind ein funktionie-
rendes Stipen-
dienwesen und Bil-
dungsdarlehen.

Erfahrungen etwa
in der Informatik
zeigen, dass Inno-
vation und Wett-
bewerb
sich mit allgemei-
nen Standards
nicht verträgt. Die
Standards werden
meist
von der Realität
hinweggefegt oder
es bildet sich eine
größere Zahl von
Standards. Wichtig
ist, dass die Hoch-
schulen eine hohe
Leistungskraft
entwickeln. Über
das Ergebnis kann
der Markt ent-
scheiden.

Die Politik der
SPD-geführten
Bundesregierung
hat hingegen be-
wirkt, dass mittler-
weile der Anteil der
Studienanfänger
eines Jahrgangs
von 27,7 % (98)
auf nun 37,5% (04)
deutlich gesteigert
werden konnte. Ur-
sache sind u.a. ei-
ne verstärkte För-
derung durch BA-
föG sowie das bis-
her geltende Ver-
bot von Studienge-
bühren. Sie sehen,
dass die Umset-
zung der von Ihnen
vertretenen Positi-
onen der Forde-
rung nach mehr
und besserer Bil-
dung erheblich
schaden würde,
und somit unver-
antwortbar ist.

Mehr Autonomie
für die Hochschu-
len
Die SPD-
Bundestagsfraktion
hat mit dazu beige-
tragen, dass ent-
scheidende Schrit-
te zur Modernisie-
rung des deut-
schen Hochschul-
systems umgesetzt
werden konnten. In
mehreren Novellen
des Hochschul-
rahmengesetzes
und mit der Dienst-
rechtsreform haben
wir den Grundstein
für mehr Leis-
tungsorientierung
und mehr Autono-
mie in den Hoch-
schulen und bes-
sere Perspektiven
für den wissen-
schaftlichen Nach-
wuchs legen kön-
nen.
Weiter im An-
hang!!!

Siehe bitte die bei-
liegende Datei:
Stellungnahme
Bundestagsfraktion
der Grünen Jochen
Hake.doc

Die Universitäten
sind dramatisch
unterfinanziert, die
Professoren oft
wenig geeignet für
die Lehre. Die
Grünen wollen da-
her den Beamten-
status für Hoch-
schullehrer ab-
schaffen und auch
diese dem Leis-
tungsprinzip unter-
werfen. Die Hoch-
schulen müssen
deutlich mehr Mittel
erhalten.
Studiengebühren
lehnen wir ab, weil
sie zur Exklusion
einkommensärme-
rer Schichten von
einem Hochschul-
studium führen.
Deutschland hat
aber nicht zu viele
Akademiker, son-
dern zu wenige.

Straffung der STu-
dienzeiten, wenn
diese mit Stipen-
dien für die Stu-
denten, die keine
reichen Eltern ha-
ben verbunden
sind. Jobbende
Studenten verlän-
gern die Studien-
dauer; Die Schaf-
fung national ver-
bindlicher Bil-
dungsstandards
werden für alle
Schultypen befür-
wortet; Keine Stu-
diengebühren,
Hochschulen soll-
ten staatliche Ein-
richtungen bleiben
, zusätzlich kann
es mehr Privatuni-
versitäten mit Stu-
diengebühren ge-
ben.
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Gründungsklima
verbessern (Neue
Kultur der Selb-
ständigkeit)
Chancengleichheit
fördern für Frauen;
leichtere Existenz-
gründung; Förde-
rung von Existenz-
gründungen,
Schaffung von E-
xistenzgrün-
dunglehrstühlen

Gerade Selbst-
ständige im Mit-
telstand sind Leis-
tungsträger unse-
rer Wirtschaft. Wir
werden deshalb al-
les daran setzen,
den Mut zur Exis-
tenzgründung ge-
zielter als bisher zu
fördern und einen
Rahmen zu schaf-
fen, der solches
Engagement nicht
durch bürokrati-
sche Bürden ver-
hindert sondern Ini-
tiativen von Anfang
an unterstützen

Auch wir Liberalen
fordern bessere
Rahmenbedingun-
gen für Existenz-
gründer. Dazu wol-
len wir die Pro-
gramme zur Förde-
rung von Existenz-
gründungen straf-
fen und entbüro-
kratisieren.

Wir haben in
Deutschland eine
Kultur der Verstaat-
lichung und kaum
eine
Kultur der Eigen-
verantwortung oder
gar Selbständig-
keit. Dies ist ein
gesellschaftliches
Problem. BVMW
und FDP haben
hier eine gemein-
same Aufgabe.

Die externe Infor-
mation und Bera-
tung von Gründern
sowie von kleinen
und mittleren Un-
ternehmen wird in
den nächsten Jah-
ren verbessert.
Das Projekt „Grün-
derService
Deutschland“ der 
Bundesregierung
umfasst drei
Schwerpunkte:
Weiter im An-
hang!!!

Siehe bitte die bei-
liegende Datei:
Stellungnahme
Bundestagsfraktion
der Grünen Jochen
Hake.doc

Als selbständiger
Rechtsanwalt ken-
ne ich die Proble-
me der Selbständi-
gen aus eigenem
Erleben. Insbeson-
dere das starre
Kammersystem mit
Zwangsmitglied-
schaften ist ein
großes Ärgernis.
Ich stehe für die
Abschaffung der
Zwangsmitglied-
schaft in den be-
rufsständischen
Kammern ein.
Die Selbständigen
sind das Rückgrat
unserer Volkswirt-
schaft. Ihre Leis-
tungen müssen
stärker geachtet
und gewürdigt
werden. Wir arbei-
ten deutlich mehr
als der Durch-
schnitt der abhän-
gig Beschäftigten.
Dies muss sich
auch in der gesell-
schaftlichen Wert-
schätzung nieder-
schlagen. Neidde-
batten sind hier
vollkommen fehl
am Platze. Exis-
tenzgründungen
müssen besser un-
terstützt werden.

Das Einrichten ei-
ner einzigen An-
laufstelle für Exis-
tenzgründer wird
nicht befürwortet,
aus eigener, guter
Erfahrung sehe ich
hier lieben den
Wettbewerb der In-
stitutionen; Redu-
zierung der Mittel
für Ich-AGs: Ja.
Keine Reduzierung
der Mittel für ABM;
Ein wichtiges Hin-
dernis für Gründer
und seine Über-
windung sind hier
nicht angespro-
chen: Selbstver-
pflichtung der gro-
ßen Banken und
Sparkassen, bei
Vorlage von Exis-
tenzgründungsplä-
nen und guter Be-
gutachtung dieser
Pläne Kredite
großzügig und zu
geringen Zinsen zu
gewähren.

Leider mussten die einzelnen Stellungnahme im Hinblick von Vergleichbarkeit gekürzt werden. Alle originalen Stellungnahmen sind beigefügt. Insbesondere Dr. Axel Berg hat viele Details in
seiner Stellungnahme verwendet, die leider in dieser Tabelle der Kürzung zum Opfer fielen.


